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9607 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 

über den Beschluss des Nationalrates vom 16. Juni 2016 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem ein Signatur- und Vertrauensdienstegesetz erlassen wird und das E-Government-
Gesetz, das Außerstreitgesetz, das Bankwesengesetz, das Beamten-Dienstrechtsgesetz 
1979, das Bilanzbuchhaltungsgesetz 2014, das Bundesverwaltungsgerichtsgesetz, das 
Europäische-Bürgerinitiative-Gesetz, das Gerichtsorganisationsgesetz, das 
Gesundheitstelematikgesetz 2012, die Gewerbeordnung 1994, das KommAustria-Gesetz, 
die Notariatsordnung, die Rechtsanwaltsordnung, das Sachverständigen- und 
Dolmetschergesetz, das Studienförderungsgesetz 1992, das Teilzeitnutzungsgesetz 2011, 
das Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, das Versicherungsvertragsgesetz, das 
Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das Wirtschaftskammergesetz 1998, das 
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz, das Ziviltechnikergesetz 1993 und das 
Ziviltechnikerkammergesetz 1993 geändert werden 

Der gegenständliche Beschluss umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme(n): 
- Schaffung eines Rechtsrahmens für elektronische Signaturen und Vertrauensdienste für 

elektronische Transaktionen im Einklang mit der eIDAS-VO sowie 
- Vornahme redaktioneller Anpassungen, Änderung von Begrifflichkeiten und Verbesserung der 

Registernutzung. 
Der Entwurf enthält weiters eine Verbesserung der rechtlichen Stellung bei der Verwendung von 
qualifizierten elektronischen Signaturen für Konsumenten. 
 
Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 28. Juni 2016 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Sandra Kern. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Dr. Heidelinde Reiter und Martin 
Preineder. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Sandra Kern gewählt. 

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der Vorlage am 28. Juni 2016 mit 
Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Wien, 2016 06 28 

 Sandra Kern Gottfried Kneifel 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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